Musterbrief
Rückforderung von Mahnpauschalen von der Otto GmbH & Co. KG 

Stand: 30. November 2022
Das Landgericht Hamburg hat der Otto GmbH & Co. KG durch Urteil vom 17.06.2021 (Az. 312 O 201/20) untersagt, von Verbrauchern Mahnpauschalen von 4,95 € oder höher zu verlangen. Das Hanseatische Oberlandesgericht hat die Entscheidung im Berufungsverfahren nun durch Beschluss vom 22.11.2022, Az. 5 U 83/21, bestätigt und die Revision nicht zugelassen. Das Urteil wird daher voraussichtlich rechtskräftig werden.

Sie können von Ihnen gezahlte überhöhte Mahnpauschalen daher von der Otto GmbH & Co. KG zurückfordern. Beachten Sie aber die Verjährung der Rückforderungsansprüche. Generell gilt hier die dreijährige Verjährungsfrist zum Ende eines Kalenderjahres. (Beispiel: Im Jahre 2019 gezahlte überhöhe Pauschalen können Sie ggf. nur noch bis zum Ablauf des 31.12.2022 zurückfordern.)

Auf der folgenden Seite dieser Datei finden Sie ein Musterschreiben, mit dem Sie die Pauschalen zurückfordern können. Tauschen Sie einfach die in spitze Klammern gesetzten Passagen durch Ihre individuellen Daten aus. Wenn Sie nur eine Rechnung beanstanden wollen, löschen Sie die überflüssigen Rechnungszeilen einfach. Als Zahlungsfrist sollten Sie etwa zwei Wochen gewähren.
Wir empfehlen Ihnen, das Schreiben zu faxen. In diesem Fall haben Sie immerhin einen preiswerten Absendenachweis. Sie können das Schreiben natürlich auch per Post versenden. Dann sollten Sie die Zeile „per Fax …“ über der Empfängeradresse löschen.
Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Anspruchsdurchsetzung.

Ihr Deutscher Verbraucherschutzverein e.V.
<Ihre Anschrift>

per Fax: 040 / 64618571
Otto GmbH & Co KG
Werner-Otto-Straße 1-7
22179 Hamburg

<Ort>, <Datum>
Meine Kundenummer: <Ihre Kundennummer>
Rückforderung von Mahnpauschalen
Sehr geehrte Damen und Herren,
Sie haben von mir in folgenden Fällen Mahnpauschalen vereinnahmt:

Rechnung Nr. <Rechnungsnummer> vom <Datum>, Mahnpauschale
4,95 € 
Rechnung Nr. <Rechnungsnummer> vom <Datum>, Mahnpauschale
10,00 € 

Summe:
<Summe> €
Das LG Hamburg (Urt. v. 17.06.2021, Az. 312 O 201/20) hat Ihnen untersagt, von Verbrauchern Mahnpauschalen von 4,95 € oder höher zu verlangen. Nun hat das Hanseatische Oberlandesgericht (Beschluss v. 22.11.2022, Az. 5 U 83/21) die Entscheidung bestätigt.
Ich fordere Sie daher auf, mir die oben aufgelisteten Beträge zu erstatten und den Gesamtbetrag von insgesamt 

<Betrag> € bis zum <Datum>
auf mein Konto

IBAN: <IBAN>


BIC: <BIC>

zu überweisen.

Mit freundlichen Grüßen
<Unterschrift>
